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EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
UNO Organisation der Vereinten Nationen
SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
NGO Nichtregierungsorganisation
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
DEZA Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit
SBB Schweizerische Bundesbahnen
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
IKRK Internationales Komitee vom Roten Kreuz
SKH Schweizerisches Korps für Humanitäre Hilfe

DFJP Département fédéral de justice et police
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
ONU Organisation des Nations unies
SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
ONG Organisation non gouvernementale
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
DDC Direction du développement et de la coopération
CFF Chemins de fer fédéraux suisses
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
CICR Comité international de la Croix-Rouge
CSA Corps suisse d'aide humanitaire

01.01.65 - 01.01.24 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Am 1. März 2022 gab das EDA bekannt, dass der Bund die ukrainische Bevölkerung mit
Hilfsgütern unterstützen werde. Nach der Übernahme der EU-Sanktionen weitete der
Bundesrat damit sein Engagement im Rahmen des Angriffkriegs Russlands gegen die
Ukraine weiter aus. Die Lieferungen stellten einen Teil des Schweizer
Unterstützungspakets der 1. Phase in Höhe von CHF 8 Mio. dar. Rund 25 Tonnen
Hilfsmaterial wurden noch am selben Tag per Frachtflugzeug nach Warschau gebracht.
Zusätzliche medizinische Hilfsgüter aus der Schweizer Armeeapotheke wurden mithilfe
von Lastwagen nachgeliefert. Die Güter seien für die ukrainische Bevölkerung in der
Ukraine und in den Anrainerstaaten vorgesehen, teilte das EDA mit. Durch die
Einrichtung eines Hubs für Schweizer Hilfsgüter in Polen solle die Verteilung
nachfolgender Lieferungen vereinfacht werden. Die Schweiz unterstütze vor Ort bereits
das IKRK (CHF 0.5 Mio.) und die UNO (CHF 0.25 Mio.) mit finanziellen Beiträgen. Auch
auf kantonaler Ebene und vonseiten der Zivilbevölkerung wurden finanzielle Mittel für
die Soforthilfe in der Ukraine zur Verfügung gestellt. Der Kanton Thurgau überwies der
Glückskette beispielsweise CHF 100'000 aus dem Lotteriefonds und der Blick
berichtete, dass bis zum 6. März insgesamt bereits CHF 20 Mio. an privaten
Spendengeldern bei der Glückskette eingegangen seien. 

Am 7. März kündigte das EDA in einer weiteren Medienmitteilung die bereits vierte
Hilfsgüterlieferung nach Polen und an die ukrainische Grenze an. Die Zuglieferung,
deren Kosten SBB Cargo übernehme, habe einen Gesamtwert von CHF 1 Mio. und werde
von den beiden Grossverteilern Migros und Coop zur Verfügung gestellt. Nebst einem
Expertenteam des SKH, das sich bereits in Polen befinde, werde ein weiteres Sofort-
Einsatz-Team nach Moldawien entsandt, wo sich ebenfalls viele Geflüchtete befanden.
Auch die finanzielle Unterstützung humanitärer Organisationen werde ausgeweitet. Das
EDA informierte über weitere Zahlungen an das IKRK in der Ukraine (CHF 2.5 Mio.), an
den «UN Flash Appeal für die Ukraine» (CHF 2 Mio.) und für den regionalen Aufruf des
UN-Flüchtlingshochkommissars zur Unterstützung der Flüchtlinge in den
Nachbarstaaten (CHF 2 Mio.). 

Am 11. März entschied der Bundesrat, die humanitäre Hilfe in der Ukraine und den
umliegenden Gebieten auf CHF 80 Mio. aufzustocken. CHF 21 Mio. stammten aus
bestehenden Krediten des EDA, CHF 6 Mio. übernehme das EJPD, die restlichen CHF 53
Mio. müssten vom Parlament bewilligt werden, so der Bundesrat. Angesichts des
russischen Angriffs seien circa zwölf Millionen Menschen auf Nothilfe angewiesen,
mehrere Millionen davon befänden sich auf der Flucht. Der Bundesrat wies in seiner
Medienmitteilung darauf hin, dass die UNO den Finanzierungsbedarf für die
kommenden drei Monate auf 2 Mrd. US-Dollar schätze. Das humanitäre
Unterstützungspaket der Schweiz bestehe aus drei Komponenten: Lieferung von
Hilfsgütern, Einsatz von Expertinnen und Experten des SKH sowie finanzielle
Unterstützung für humanitäre Organisationen. Bisher habe die Schweiz mehr als 500
Tonnen Hilfsgüter in die Ukraine sowie nach Polen und Moldawien gesendet. Die neu
gesprochenen CHF 80 Mio. sollen zu einem Viertel für die Unterstützung der
Ukrainerinnen und Ukrainer in den Nachbarländern verwendet werden und zu drei
Vierteln der zurückgebliebenen Bevölkerung in der Ukraine zu Gute kommen. Die
Beiträge würden zwischen der Rotkreuz-/Rothalbmondbewegung, den UNO-Agenturen,
den lokalen und internationalen NGOs und den Projekten der DEZA aufgeteilt. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.03.2022
AMANDO AMMANN

Das EDA teilte Mitte März 2022 mit, dass aufgrund des Kriegs in der Ukraine rund 12 Mio.
Menschen auf humanitäre Nothilfe angewiesen seien. 3 Mio. Menschen seien in
Nachbarländer geflüchtet, mehr als die Hälfte davon nach Polen. Der Corriere del Ticino
berichtete zudem von rund 340'000 Flüchtenden, die bis zu diesem Zeitpunkt nach
Moldawien gelangt seien. Um die Schweizer Hilfe zur Bewältigung der Flüchtlingsströme
in der Ukraine und den Nachbarländern zu besprechen, reiste Bundespräsident Cassis
am 21. und 22. März nach Polen und Moldawien. Einige Tage zuvor hatte der Bundesrat
bereits die Entsendung eines Expertenteams des SKH nach Polen und Moldawien
beschlossen. 
Begleitet wurde Cassis dabei von einer grösseren Delegation, der APK-NR-Präsident
Franz Grüter (svp, LU), SiK-NR-Mitglied Edith Graf-Litscher (sp, TG), Botschafter Manuel

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.03.2022
AMANDO AMMANN
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Bessler – der auch als Delegierter für humanitäre Hilfe und Chef des SKH amtete – und
der Schweizer Botschafter für die Ukraine und Moldawien, Claude Wild, angehörten. Mit
dem polnischen Ministerpräsidenten Mateusz Morawiecki tauschte sich Bundesrat
Cassis in Warschau über die humanitäre Notlage in der Ukraine, die Fluchtbewegungen,
die Lage in Polen und die humanitäre Hilfe der Schweiz aus. Am Rande der Unterhaltung
wurden auch die bilateralen Beziehungen zwischen der Schweiz und Polen
angesprochen. Cassis betonte, dass sich die Schweiz als Teil einer gemeinsamen
Wertegemeinschaft mit der EU verstehe. Im Anschluss besuchte die Schweizer
Delegation Einrichtungen für Flüchtende an der polnisch-ukrainischen Grenze. Tags
darauf traf sich der Bundespräsident in Chișinău mit der moldawischen Präsidentin
Maia Sandu. Im Zentrum der Gespräche stand die Frage, wie das Land die aktuelle Krise
bewältigt und in welcher Art und Weise die Schweiz für Unterstützung sorgen könnte.
Cassis versprach, nebst den bereits für die Region gesprochenen CHF 80 Mio. weitere
CHF 2 Mio. an finanzieller Soforthilfe für Moldawien zur Verfügung zu stellen. 2

Mitte Oktober 2023 nahm Aussenminister Ignazio Cassis an der vierten ministeriellen
Konferenz der «Moldova Support Platform» in Chisinau teil; wenige Tage danach
besuchte die Präsidentin Moldaus, Maia Sandu, die Schweiz zu einem offiziellen
Besuch.
Die «Moldova Support Platform» ist ein von Deutschland, Frankreich und Rumänien
initiiertes Gremium, mit welchem die Republik Moldau bei der Bewältigung der Folgen
des Ukraine-Krieges politisch, finanziell und technisch unterstützt werden soll. Die
Republik Moldau stehe insbesondere aufgrund der Integration der zahlreichen
ukrainischen Flüchtlinge sowie des Unterbruchs von Lieferketten vor immensen
Herausforderungen. Gemäss Medienmitteilung des Bundesrates unterstützt die Schweiz
die Republik Moldau seit mehreren Jahren im Rahmen der internationalen
Zusammenarbeit; derzeit liegen die Schwerpunkte in den Bereichen wirtschaftliche
Entwicklung und Arbeitsmarkt, lokale Regierungsführung sowie Gesundheit. Seit dem
Angriff Russlands auf die Ukraine habe sich die Zusammenarbeit mit Moldau nochmals
intensiviert: Der politische Dialog wurde verstärkt und das Kooperationsprogramm
wurde um den Bereich der humanitären Hilfe ergänzt.
Der Besuch Sandus in der Schweiz stand ebenfalls im Zeichen der Auswirkungen des
Angriffkriegs auf die Ukraine. Weitere Diskussionspunkte waren die Zusammenarbeit
der beiden Staaten auf internationaler Ebene – beispielsweise im Rahmen der
Europäischen Politischen Gemeinschaft – sowie die Weiterentwicklung der bilateralen
wirtschaftlichen Beziehungen. 3

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.10.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Gute Dienste

Nach den anfänglichen humanitären Hilfeleistungen im ersten Halbjahr 2022 setzte die
Schweiz ihr Engagement mit weiteren Hilfszahlungen und Hilfsgüterlieferungen an die
Ukraine in der zweiten Hälfte 2022 und darüber hinaus fort. 

Im August 2022 gab der Bundesrat bekannt, dass das EDA Konvois mit rund 100 Tonnen
sanitärem und medizinischem Material organisiert habe. Damit habe das
Aussendepartement seit März 2022 gemeinsam mit dem VBS mehr als 5'300 Tonnen
Hilfsgüter in die Ukraine und deren Nachbarländer geliefert. 
Eine weitere Lieferung kündigte die Schweizer Regierung zwei Monate später, Anfang
Oktober, an. Auf Ersuchen der ukrainischen Behörden werde die Schweiz Material zur
Brandbekämpfung, zur Aufbereitung von verunreinigtem Wasser und zur Beseitigung
von Schutt und Trümmern liefern. Die Hilfsgüter werden vom VBS und der Stadt Basel
gespendet, den Transport finanziere die DEZA. Die Maschinen und die weitere
Ausrüstung werden den ukrainischen Behörden übergeben, die nach einer Schulung
durch Spezialisten des Schweizerischen Korps für humanitäre Hilfe den
Weitertransport übernehmen. Laut SECO ist der Transport mit den Massnahmen der
Verordnung über Massnahmen im Zusammenhang mit der Situation in der Ukraine von
März 2022 vereinbar.

Ende des gleichen Monats nahm Bundespräsident Cassis auf Einladung des deutschen
Bundeskanzlers Olaf Scholz und EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen in Berlin an
der «Internationalen Expertenkonferenz zum Wiederaufbau der Ukraine» teil. Den
Rahmen für die Gespräche über den nachhaltigen und inklusiven Wiederaufbau des
Landes bildete die «Lugano-Deklaration», die 2022 im Zuge der Ukraine Recovery
Conference in Lugano erarbeitet worden war. Aussenminister Cassis unterstrich, dass

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 03.07.2023
AMANDO AMMANN
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sich die Schweiz unter strikter Einhaltung ihrer Neutralität entschieden engagiere und
erwähnte in diesem Kontext auch die Gespräche, welche er mit dem ukrainischen
Präsidenten Selenskyj, Premierminister Schmyhal und Aussenminister Kuleba geführt
habe. Er erklärte, dass sich die humanitäre Hilfe der Schweiz nach den Bedürfnissen
der ukrainischen Bevölkerung richte, insbesondere im Hinblick auf den anstehenden
Winter. 

Wenige Tage später beschloss der Bundesrat einen Aktionsplan für die Winterhilfe der
Schweiz in der Ukraine. Für die Finanzierung von Projekten zur Instandstellung der
Energie-Infrastruktur gab der Bundesrat zusätzlich zum bereits bestehenden
humanitären Engagement rund CHF 100 Mio. frei. Der bevorstehende Wintereinbruch
drohe aufgrund der beschädigten Energie-Infrastruktur und dem fehlenden Zugang zu
Trinkwasser rund sechs Millionen weitere Menschen auf Hilfeleistungen angewiesen zu
machen. Bundespräsident Cassis habe bei den Gesprächen mit der ukrainischen
Regierung, an denen auch Vertreterinnen und Vertreter der DEZA und des SECO
anwesend waren, Abklärungen vorgenommen, wie den Menschen in der Ukraine am
besten geholfen werden könne. Der Bundesrat gab bekannt, dass er dem Parlament
einen Nachtragskredit für zusätzliche Mittel im Umfang von CHF 76 Mio. beantragen
werde. Nachdem das Parlament den Betrag in der Wintersession 2022 bewilligt hatte,
lieferte die Schweiz Ende Dezember als Teil des umfassenden Aktionsplans des
Bundesrates weitere Hilfsgüter an den ukrainischen Zivilschutz. Die DEZA und das EDA
stellten hierfür siebzig Stromgeneratoren und vierzig Heizgeräte zur Verfügung.

Im Februar 2023, ein Jahr nach Beginn der russischen Militäraggression gegen die
Ukraine, zog der Bundesrat Bilanz über sein bisheriges Engagement. Er hielt fest, dass
die Schweiz seither über 1'000 Tonnen Hilfsgüter in die Ukraine geliefert habe und
4'765 Tonnen Nahrungsmittel in der Ukraine verkauft worden seien. Zudem hätten seit
dem 11. März 2022 über 75'000 Menschen den Schutzstatus S in der Schweiz erhalten.
Aus finanzieller Sicht habe die Schweiz bis anhin rund CHF 1.3 Mrd. für die
Hilfsmassnahmen zugunsten der Ukraine bereitgestellt, wobei CHF 1.035 Mrd. auf die
Aufnahme von Schutzsuchenden aus der Ukraine in der Schweiz entfielen. Die
Regierung zeigte sich jedoch überzeugt, dass auch weiterhin Hilfe vonnöten sein werde,
um die Situation der ukrainischen Bevölkerung zu verbessern, und beantragte dem
Parlament daher ein neues Nothilfepaket über CHF 140 Mio. für die Ukraine (CHF 114
Mio.) und Moldawien (CHF 16 Mio.). Die mit diesem Paket vorgesehene Hilfe ziele auf die
Bedürfnisse und Anfragen der beiden Staaten in Bereichen ab, in denen die Schweiz
über spezifische Expertise verfüge, beispielsweise Schutzunterkünfte, Minenräumungen
oder Reparaturen an der Infrastruktur. Die Umsetzung werde von den zuständigen
Departementen EDA und WBF übernommen, wobei diese auch CHF 48 Mio. aus den
bereits bestehenden Krediten bereitstellten. Das Parlament genehmigte im Nachtrag I
zusätzliche CHF 92 Mio. 

Im April 2023 setzte die Schweiz die humanitären Hilfslieferungen fort, indem die
Kantone Basel-Stadt und Zürich einer NGO in Kiew fünf Ambulanzfahrzeuge spendeten.
Eine weitere Lieferung sei für Sommer 2023 geplant, gab das EDA bekannt, wobei die
DEZA in beiden Fällen für den Transport besorgt sei. Das VBS werde dem ukrainischen
Rettungsdienst zudem drei Löschfahrzeuge und fünf Tonnen Löschschaum liefern und
die Einsatzkräfte vor Ort ausbilden. 
Drei Monate später, Anfang Juli 2023, stockte die Schweiz ihre Finanzierung für den
Wiederaufbau und die Einrichtung von ukrainischen Schulen um zusätzliche CHF 5.5
Mio. auf. Damit fördere man die Wiederherstellung des Bildungsbereichs und die
Rückkehr der Kinder in die Schule, ein bedeutendes Ziel des ukrainischen Ministeriums
für Bildung und Wissenschaft. Die Unterstützung im Schulbereich sei Teil des
Hilfspakets im Umfang von CHF 140 Mio., die der Bundesrat im Februar 2023 beantragt
habe, liess das EDA in seiner Medienmitteilung verlauten. 4
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